
Einleitung
Krisen gelten als Wendepunkte in der Entwicklung
des modernen Wohlfahrtsstaates und markieren in
der vergleichenden Sozialpolitikforschung den An-
fangs- und Endpunkt verschiedener Phasen wohl-
fahrtsstaatlicher Entwicklung. Als solche Knoten-
und Wendepunkte gelten etwa die beiden Welt-
kriege, die große Depression oder die Ölkrisen der
1970er Jahre. Dementsprechend wird in der Litera-
tur zwischen vier Entwicklungsphasen des Wohl-
fahrtsstaates differenziert.
Die erste Phase erstreckt sich von den Anfängen
staatlicher Sozialpolitik in den 1880er Jahren bis
zum Vorabend des Ersten Weltkrieges. Die zweite ist
deckungsgleich mit der Zwischenkriegszeit und
wird damit von den beiden Großkatastrophen des 
20. Jahrhunderts eingerahmt. Die dritte Phase, das so
genannte Goldene Zeitalter des Wohlfahrtsstaates,
umspannt die ersten drei Dekaden nach dem Zwei-
ten Weltkrieg und endet mit dem doppelten Ölpreis-
schock in den 1970er Jahren. Ab ca. 1980 setzt eine
vierte Phase ein, die im Zeichen deutlich veränder-
ter politischer und wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen und damit verbundener sozialstaatlicher 

Restrukturierungsprozesse steht (Hemerijck 2013). 
Daran anschließend erhebt sich die Frage, ob die im
Jahr 2008 einsetzende Wirtschafts- und Fiskalkrise
den Beginn einer neuen Ära für den Sozialstaat mar-
kiert und – wenn ja – welche Konsequenzen daraus
für die Entwicklung des Sozialstaates resultieren.
Für ihre Beantwortung ist eine Rückschau auf die
längerfristigen Entwicklungslinien wohlfahrtsstaat-
licher Politik vor der jüngsten Wirtschaftskrise not-
wendig, wobei zentrale sozialpolitische Reform- und
Entwicklungstrends in der OECD-Welt seit 1980
skizziert werden. Erst vor diesem Hintergrund kann
ausgelotet werden, wie sich die im Jahr 2008 einset-
zende Wirtschafts- und Fiskalkrise auf den Sozial-
staat auswirken wird und welche Gegenmaßnahmen
ergriffen werden sollten.

Sozialpolitik nach dem Ende des 
Goldenen Zeitalters: 
Herausforderungen und Reformen
Mit den beiden Ölschocks in den 1970er Jahren 
ging das Goldene Zeitalter des Wohlfahrtsstaates zu
Ende. Seitdem haben sich die wirtschaftlichen, so-
zialen und politischen Rahmenbedingungen wohl-
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sellschaften verändert, wodurch neue Bedarfslagen
entstanden sind und gleichzeitig nach Meinung eini-
ger Beobachter die Solidaritätsbereitschaft in den
westlichen Gesellschaften abgenommen hat (Alesi-
na/Glaeser 2004).
Gesellschaftliche Modernisierung und wirtschaftli-
cher Strukturwandel beschleunigten schließlich auch
politische Transformationsprozesse auf der Ebene
des Nationalstaates. Zu nennen sind die Erosion und
Fragmentierung der klassischen Parteiensysteme, die
schwindenden Machtressourcen der Gewerkschaften
und der klassischen Sozialstaatsparteien oder der
Aufstieg rechtspopulistischer Parteien mit wohlfahrts-
chauvinistischer Programmatik. Im Zusammenwir-
ken mit Europäisierung und Globalisierung ist das
Kräfteverhältnis zwischen den Interessenorganisatio-
nen von Arbeit und Kapital asymmetrisch geworden,
und es sind neue Akteurskonstellationen in der 
Sozialpolitik entstanden. Neben den klassischen
Netzwerken aus Parteien und Verbänden nehmen nun
auch die Versicherungswirtschaft sowie supranatio-
nale und internationale Akteure sowie die Interessen-
organisationen der sozialstaatlichen Leistungsemp-
fänger verstärkt Einfluss auf dieses Politikfeld.  
In der Zusammenschau stellten diese Veränderungen
die Sozialstaaten vor eine doppelte Herausforde-
rung: Einerseits sind die Einnahmen gesunken, an-
dererseits haben neue soziale Bedarfslagen den
Druck auf der Ausgabenseite beträchtlich erhöht.
Der amerikanische Politikwissenschaftler Paul
Pierson sah daher schon in den 1990er Jahren ein
„Zeitalter der permanenten Austerität“ heraufdäm-
mern (Pierson 1998, 2011). Mit der Bewältigung
dieser Situation waren nun aber Nationalstaaten be-
traut, deren Rechtssetzungskompetenzen und Regu-
lierungsfähigkeit im Zuge von Europäisierung und
Globalisierung erheblich abgenommen hat.
Welche sozialpolitischen Entwicklungstrends lassen
sich nun als Reaktion auf diese veränderten Rah-
menbedingungen beobachten? Blickt man auf die
Entwicklung der öffentlichen Sozialausgaben in Pro-
zent des BIP seit 1980 (Grafik 1), so lässt sich im
OECD-21-Schnitt (dicke schwarze Linie) ein konti-
nuierlicher Anstieg (linke Achse) sowie eine Anglei-
chung der Ausgabenniveaus feststellen. Letzteres
wird durch den sinkenden Variationskoeffizienten
(dunkelgrüne Linie) angezeigt, der auf der rechten
Achse aufgetragen ist. Noch bemerkenswerter ist der
Anstieg der öffentlichen Sozialausgaben in Relation
zu den gesamten öffentlichen Staatsausgaben. Im
Jahr 2009 betrug dieser Anteil im OECD-Durch-
schnitt knapp 51 %, während er 1980 noch bei knapp
40 Prozent lag. Österreich gehört heute mit einem
Sozialausgabenanteil von 55,1 % an den Gesamt-
ausgaben des Staates zur internationalen Spitzen-
gruppe. 

fahrtsstaatlicher Politik merkbar und einschneidend
verändert. Die fortschreitende Handelsliberalisie-
rung, die Deregulierung der Finanzmärkte, die Ver-
tiefung der europäischen Integration mit der Wirt-
schafts- und Währungsunion als Kulminationspunkt
sowie der Zusammenbruch des realen Sozialismus
haben den Wettbewerbsdruck spürbar erhöht und die
Souveränität und die Autonomie des Nationalstaates
verringert. Gleichzeitig führte der wirtschaftliche
Strukturwandel aufgrund der geringeren Produktivi-
tätssteigerung im Dienstleistungssektor zu einer Ab-
flachung des Wirtschaftswachstums, während der
technologische Wandel die Qualifikationsanforde-
rungen erhöht und zusammen mit steigendem Wett-
bewerbsdruck und den größeren Exit-Optionen für
Unternehmen zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit
und Segmentierungsprozessen am Arbeitsmarkt ge-
führt hat.  
Hinzu kamen soziale Modernisierungsprozesse in
Gestalt des demografischen Wandels und der Erosi-
on tradierter Geschlechterverhältnisse und Familien-
strukturen. So ist die Lebenserwartung in der
OECD-Welt in den letzten 50 Jahren im Schnitt um
zehn Jahre angestiegen, während die Fertilitätszif-
fern in fast allen OECD-Staaten unter das bestands-
erhaltende Niveau von 2,1 Geburten pro Frau ge-
sunken sind. Die Ergrauung der Gesellschaft belastet
mit der Alterssicherung und dem Gesundheitssystem
die besonders ausgabenintensiven Zweige des Wohl-
fahrtsstaates. Der Anstieg der Frauenerwerbstätig-
keit erhöhte den Druck zur Externalisierung der ty-
pischerweise von Frauen erbrachten Pflege- und Fa-
milienarbeit. Schließlich hat sich durch Migration
die ethnische Zusammensetzung der westlichen Ge-

Die öffentlichen Sozial-
ausgaben sind seit 1980 

fast überall angestiegen.
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Dieser kontinuierliche Anstieg der Sozialausgaben
seit dem Jahr 1980 spiegelt sich jedoch nicht auf der
Leistungsseite des Sozialstaates wider. Nach einer
kontinuierlichen und starken Expansion nach dem
Zweiten Weltkrieg erreichte der Ausbaugrad der so-
zialen Transfersysteme ca. im Jahr 1980 seinen Hö-
hepunkt. Seitdem fanden Leistungskürzungen statt

(Grafik 2), wenngleich sich hinter diesen Durch-
schnittswerten große länderspezifische Unterschiede
verbergen. Diese sind in Grafik 3 dargestellt. Neben
dem OECD-Durchschnitt (dicke schwarze Linie)
und dem Variationskoeffizienten sind die Lohner-
satzraten in drei prototypischen Sozialstaaten darge-
stellt, wobei die USA den liberalen Sozialstaatstyp,

Grafik 2: Durchschnittliche Nettolohnersatzrate in 18 OECD-Ländern und vier Programmen, 1955–2000
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Anmerkungen: Der Nettolohnersatz bei den Geldleistungen bei Arbeitslosigkeit,
Krankheit und Unfall ergibt sich aus dem Durchschnitt der folgenden vier Kom-
ponenten: a) Nettolohnersatz für alleinstehende Person, b) Nettolohnersatz für 
eine vierköpfige Familie, c) die kurzfristige Leistungshöhe (erste Woche) und d) die
langfristige Leistungshöhe (26 Wochen). Bei den Pensionsleistungen handelt es
sich um den Durchschnitt der Leistung für eine alleinstehende Person und ein
Ehepaar. Bezugspunkt ist ein Durchschnittsverdiener (average production worker). 

Quelle: Korpi/Palme (2007)
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Grafik 1: Öffentliche Sozialausgaben in Prozent des BIP, 1980–2012

40

35

30

25

20

15

10

5

0

0,44

0,35

0,3

0,25

0,2

0,15

0,1

0,05

0
1980 1985 1990

Schweden USA Österreich OECD-Durchschnitt OECD-Varianz

1995 2000 2005 2010

Leistungseinschnitte 
trotz steigender 
Sozialausgaben.



NEUE WEGE 7. SOZIALSTAATSENQUETE – WOHLFAHRTSSTAAT

36 S O Z I A L E  S I C H E R H E I T  1/2014

Schweden den sozialdemokratischen Wohlfahrts-
staat und Österreich den kontinentaleuropäischen
Sozialversicherungsstaat repräsentiert (Esping-An-
dersen 1990; Tálos 2013). Bemerkenswert ist neben
den beträchtlichen Leistungskürzungen in Schweden
(allerdings ausgehend von einem sehr hohen Leis-
tungsniveau) der Umstand, dass das österreichische
Leistungsniveau in diesen Programmen deutlich
über dem OECD-Durchschnitt liegt und sich mitt-
lerweile auch über dem schwedischen Niveau befin-
det.  
Diese Daten bilden aber nur einen Teilaspekt des
Wohlfahrtsstaates ab. Insofern lohnt ein Blick auf
programmspezifische Reformtrends in vier zentralen
Bereichen des Wohlfahrtsstaates. Dabei lassen sich
bei allen Unterschieden im Detail eine Reihe von
länderübergreifenden Gemeinsamkeiten feststellen,
die insgesamt auf einen Umbau des Sozialstaates
hindeuten, der neben Kürzungen auch einen Ausbau
von Leistungen beinhaltet (vgl. Gilbert 2002; Cast-
les et al. 2010; Rothgang et al. 2010; Hemerijck
2013; Tálos 2013). 
Bei der Alterssicherung lässt sich ein Trend zu einem

Mehrsäulensystem und damit eine Teilprivatisierung
der Altersvorsorge beobachten, die in den Bismarck-
Systemen von Leistungseinschnitten in der öffentli-
chen Säule begleitet wurde. Letztere resultierten aus
der Stärkung des Äquivalenzprinzips, der Anhebung
des Rentenalters, der Eindämmung der Frühverren-
tung und Verschlechterungen bei der Indexierung
von Leistungen. In einer Reihe von Ländern waren
diese Reformen mit einer Abkehr vom Prinzip der
Lebensstandardsicherung verbunden. Als einziger
Ausbauschritt steht die Anrechnung von Betreu-
ungs- und Pflegearbeit zu Buche.
Die Gesundheitspolitik stand im Zeichen der Kos-
tendämpfung. Instrumente dazu waren der Einbau
systemfremder Steuerungselemente oder die Aus-
weitung privater Zuzahlungen. Allerdings fand auch
ein beachtlicher Ausbau im Gesundheitswesen, allen
voran im Pflegebereich, statt. Hinzu kommt eine
qualitativ bessere medizinische Versorgung durch
den medizinisch-technischen Fortschritt.
Die Arbeitsmarktpolitik stand im Zeichen der Be-
schäftigungsmaximierung. Aktive und aktivierende
Maßnahmen wurden ausgeweitet, während Höhe

Grafik 3:  Nettolohnersatzrate von Arbeitslosengeld, Krankengeld, Mindestrenten und Standardrenten
(im Uhrzeigersinn von oben links), 1971–2011
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Anmerkungen: Die Nettolohnersatzrate basiert auf hypothetischen Modellhaushalten.
Für das Arbeits- und Krankengeld bezieht sich der Lohnersatz auf den Mittelwert der
Leistung für einen Alleinstehenden und eine vierköpfige Familie mit einem Durch-
schnittsverdiener. Bei den Pensionsleistungen handelt es sich um den Durchschnitt der
Leistung für einen Alleinstehenden und ein Ehepaar. Sample: 18 OECD-Länder.

Quelle: Comparative Welfare Entitlements Dataset (Scruggs, 2013)
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und Bezugsdauer von passiven Leistungen einge-
schränkt wurden. Durch Deregulierung an den Rän-
dern des Arbeitsmarktes wurden atypische Beschäf-
tigungsverhältnisse forciert.
Die Familienpolitik stand hingegen eher im Zeichen
von Ausbau. Dieser umfasst – bei länderspezifisch
unterschiedlichen Akzentsetzungen – Maßnahmen
zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie, den Ausbau institutioneller Kinderbetreu-
ungseinrichtungen sowie die Erhöhung von Trans-
ferleistungen.
Zusammenfassend kann in der vierten Phase wohl-
fahrtsstaatlicher Entwicklung eine beachtliche Re-
formaktivität beobachtet werden: ,,With hindsight,
the era of relative austerity since the 1980s up to the
onslaught of the global financial crisis should be re-
framed as an epoch of permanent and unprecedented
social reform“ (Hemerijck 2013: 377). 
In Bezug auf die Effekte dieser Reformen lassen sich
in den frühen 2000er Jahren zwei gegenläufige
Trends beobachten. Zum einen ist die Beschäfti-
gungsquote (v. a. durch Ausweitung atypischer Be-
schäftigung) gestiegen, während die Arbeitslosigkeit
in der Mehrzahl der OECD-Mitgliedsländer rück-
läufig war. Zudem konnten viele OECD-Länder ih-
re Staatsverschuldung reduzieren. Zum anderen sind
aber in fast allen Ländern Armut und Einkommens-
ungleichheit angestiegen (siehe Grafik 4). 

Und dann die Krise ...
In diese Situation platzte nun 2007/2008 die Finanz-
krise, die vielerorts die erzielten Teilerfolge auf dem
Arbeitsmarkt und bei der Schuldentilgung mit einem

Schlag zunichtegemacht hat. Die durch das Platzen
der amerikanischen Immobilienblase ausgelöste Fi-
nanzkrise schlug sich schnell in der Realwirtschaft
nieder und führte in vielen Ländern zur schwersten
Rezession seit dem Zweiten Weltkrieg, die von ei-
nem dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit be-
gleitet wurde. Über umfangreiche Bankenrettungs-
und Konjunkturpakte sowie Einnahmenausfälle und

Grafik 4: Armutsquote und Einkommensungleichheit (nach Steuern und Transfers), ca. 1985 vs. 2010

Grafik 5: Bruttoschuldenquote in % des BIP 2007 und 
Veränderung des Schuldenstands zwischen 2007 und 2014

250,00

200,00

150,00

100,00

50,00

0,00

–50,00 Australien
B

elgien
D

änem
ark

D
eutschland

Finnland
Frankreich
G

riechenland
G

roßbritannien
Irland
Italien
Japan
Kanada
N

euseeland
N

iederlande
N

orw
egen

Ö
sterreich

Portugal
Schw

eden
Schw

eiz
Spanien
U

SA

Differenz

Jahr 2007

Quelle: OECD Economic Outlook Vol. 2013/1, p. 260



NEUE WEGE 7. SOZIALSTAATSENQUETE – WOHLFAHRTSSTAAT

38 S O Z I A L E  S I C H E R H E I T  1/2014

Ausgabensteigerungen im Sozialbereich (vgl. Grafik
1) mündete diese Rezession schließlich in eine Fis-
kalkrise. Binnen weniger Jahre sind die Staatsschul-
den dramatisch explodiert (Grafik 5) und brachten
einige Länder an den Rand des Staatsbankrotts.
Die Staatsschuldenkrise wird die Sozialpolitik in den
nächsten beiden Jahrzehnten nachhaltig bestimmen
und eine neue Phase wohlfahrtsstaatlicher Politik
einleiten. Auf Druck der internationalen Finanz-
märkte wurde in Europa ein Austeritätsregime eta-
bliert und auf Dauer gestellt, das den Staaten um-
fangreiche ausgabenseitige Sanierungsmaßnahmen
auferlegt (Streeck 2013; Schäfer/Streeck 2013). Die-
se Austeritätspolitik bleibt für den Sozialstaat nicht
ohne Folgen, der – wie oben gezeigt – in den letzten
30 Jahren kontinuierlich gewachsen ist und heute
mehr als die Hälfte der Staatsausgaben absorbiert
(vgl. Grafik 6). Allerdings variiert der nationale
Konsolidierungsdruck beträchtlich.
Tatsächlich haben viele hochverschuldete Länder
bereits massive Sparpakete geschnürt, die zum Teil
drastische Einschnitte im Sozialbereich und im öf-
fentlichen Sektor beinhalteten. Besonders drama-
tisch ist die Lage in den südeuropäischen Ländern,
deren Rettung an harte Sparauflagen geknüpft wur-
de. Im Zielkonflikt zwischen der Wahrung der so-
zialen Rechte der Bürger und Wahrung der Eigen-
tumsrechte der internationalen Gläubiger bleiben ers-
tere angesichts der Machtverhältnisse zwangsläufig
auf der Strecke. Das führte einerseits zu schwerwie-
genden politischen Turbulenzen in den Krisenstaa-
ten, wo eine demokratische Regierung ein externes
Spardiktat innenpolitisch gegen massiven Wider-
stand durchsetzen musste. Andererseits nahmen die

Spannungen zwischen den Geber- und den Empfän-
gerstaaten zu, die die Einheit Europas auf eine harte
Probe stellen (Beckert/Streeck 2012). Während die
Auswirkungen der Austeritätspolitik in den südli-
chen Ländern für den Sozialstaat und die Wohlfahrt
der Bürger augenscheinlich sind, sind die Folgen in
den reichen Geberländern – abgesehen von den auch
dort geschnürten Sparpakten und den politisch um-
strittenen Bürgschaften bzw. Zahlungen an die süd-
liche EU-Peripherie – nicht sofort auf den ersten
Blick sichtbar. Vor dem Hintergrund der Teilprivati-
sierung der Alterssicherung ist insbesondere die
Niedrigzinspolitik der EZB von sozialpolitischer
Brisanz. Während die Niedrigzinspolitik die Refi-
nanzierung der Staaten erleichtert, bewirkt sie ange-
sichts der gegenwärtigen Inflationsraten und latenter
Inflationsrisiken eine schleichende Entwertung von
Sparguthaben und stellt Lebensversicherer vor zu-
nehmend größere Probleme, ihre Garantiezinsver-
sprechen zu erfüllen. Sie begünstigt ferner eine
Flucht der Anleger in Immobilien und Aktien. Ab-
gesehen von der Gefahr der Entstehung neuer Bla-
sen sind damit auch unmittelbare sozialpolitisch re-
levante Konsequenzen verbunden. So hat z. B. der
Anstieg der Immobilienpreise die Beschaffung und
Miete von Wohnraum in urbanen Ballungszentren
erheblich verteuert.
Das Austeritätsregime ist also mit hohen politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Risiken und Kosten
verbunden. In sozialer Hinsicht trägt es zu einem
weiteren Anstieg sozialer Ungleichheit bei und ge-
fährdet den sozialen Zusammenhalt ganzer Gesell-
schaften. Die angespannte Haushaltslage erhöht den
Druck zur Privatisierung der sozialen Sicherungs-
systeme, wodurch gesellschaftliche Spaltungspro-
zesse noch weiter verstärkt werden. Politisch ist 
eine zunehmende soziale Ungleichheit eine ernst-
hafte Gefahr für die Demokratie (Schäfer/Streeck
2013). Und in wirtschaftlicher Hinsicht drosselt der
Sparkurs das Wirtschaftswachstum und versperrt da-
mit den einzigen Weg zur dauerhaften Überwindung
der Schuldenkrise.  

Auswege
Gibt es Alternativen zum Austeritätsregime? Diesbe-
züglich ist zwischen kurz- und langfristigen Strate-
gien zu unterscheiden. Kurz- und mittelfristig beste-
hen kaum Alternativen zur Haushaltskonsolidierung.
Allerdings muss auf der Einnahmenseite stärker an-
gesetzt werden, insbesondere im Hinblick auf die Be-
steuerung großer Vermögen. Selbst die OECD und
der IWF plädieren mittlerweile in diese Richtung,
wobei für Österreich die hohe Steuerlast auf den Fak-
tor Arbeit kritisiert wird. Allgemeine Steuererhöhun-
gen sind politisch allerdings dann schwer zu vermit-
teln, wenn höhere Abgaben keine Entsprechung im

Grafik 6: Staatsausgaben nach Aufgabenfeld in Österreich
in % der Gesamtausgaben 2012

Quelle: Statistik Austria
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staatlichen Leistungsangebot finden oder Mehrein-
nahmen nur noch zur Finanzierung von Leistungen
verwendet werden, die bereits in der Vergangenheit
konsumiert wurden (Streeck/Mertens 2011). 
Zweitens muss langfristig über eine Korrektur der
europäischen Wirtschafts- und Sozialverfassung
nachgedacht werden. Die gegenwärtige Konstrukti-
on einer Währungsunion ohne koordinierte Fiskal-
politik führt angesichts der unterschiedlichen Leis-
tungsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaften
fast zwangsläufig zum Auseinanderdriften in
Europa. Aufgrund der asymmetrischen Kosten- und
Nutzenverteilung und der dadurch bedingten massi-
ven Interessengegensätze zwischen den Mitglied-
staaten der Union ist eine Vertiefung der politischen
und wirtschaftlichen Integration allerdings auf ab-
sehbare Zeit unwahrscheinlich.  
Die dritte Option ist der soziale Investitionsstaat. Es
geht dabei um eine langfristige, nachhaltige Neujus-
tierung des Sozialstaates mit dem Ziel, wirtschaft-
liche Dynamik zu entfalten, ohne dabei jedoch die
soziale Kohäsion auf das Spiel zu setzen. Das Kon-
zept des sozialen Investitionsstaates wurde bereits
vor mehr als zehn Jahren in der Wohlfahrtsstaatsfor-
schung entwickelt (vgl. Esping-Andersen et al.
2002) und danach partiell auch von der europäischen
Politik aufgegriffen (Hemerijck 2013). Im Zentrum
steht ein breiter Sozialstaatsbegriff, der Bildung ex-
plizit inkludiert. Bildung besitzt eine doppelte Funk-
tion: Sie ist einerseits ein essentieller Baustein der
Wohlstandssicherung, wie dies auch die Neue
Wachstumstheorie unterstreicht, andererseits kommt
ihr als präventive Sozialpolitik eine Schlüsselrolle
zu. Im Wesentlichen geht es um eine Neuausrichtung
des Sozialstaates im Sinne einer ganzheitlichen Prä-
ventionsstrategie und einer Anpassung des Sozial-
staates an die Risiken und Lebenslagen postindus-
trieller Gesellschaften und die Bedarfe der wissens-
basierten Ökonomien des 21. Jahrhunderts. 
Ausgangspunkt des sozialen Investitionsstaates ist
eine Lebenslaufperspektive, wobei der Zielfokus auf
der Gewährleistung breit gefächerter sozialer Auf-
stiegs- und Teilhabechancen und der Akzentuierung
von Prävention liegt. Die Grundlagen dafür werden
maßgeblich in der Kindheitsphase gelegt, die den
weiteren Lebenslauf nachhaltig prägt. Gleichzeitig
sind Kinder das Humankapital der Zukunft und da-
mit die Quelle des künftigen Wohlstands. Vor allem
Kinder und Frauen stehen daher im Mittelpunkt die-
ser Strategie.
Zentrale Ansatzpunkte sind (vgl. Esping-Andersen
et al. 2002; Hemerijck 2013): 
lMaßnahmen zur Vermeidung von Kinderarmut
l Förderung der Frauenerwerbstätigkeit: Zweiver-
diener-Familien sind ein effektiver Schutz gegen
Kinderarmut, Frauenerwerbstätigkeit mobilisiert

zusätzliches Humankapital, erhöht die Autonomie
von Frauen und korreliert mit einer höheren Ge-
burtenrate  

l Voraussetzung dafür ist ein Ausbau von sozialen
Dienstleistungen (sowohl im Bereich der Kinder-
betreuung als auch im Pflegebereich). Institutio-
nelle Kinderbetreuung ist ein Schlüssel zur frühen
Integration von Kindern mit Migrationshinter-
grund und unterstützt den Erwerb von Schlüssel-
kompetenzen bei Kindern aus bildungsfernen Fa-
milien 

lMaßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf (Elternkarenz etc.) 

lMassive Investitionen in Bildung, um die Effekti-
vität und Durchlässigkeit des Bildungssystems zu
verbessern. Bildung besitzt neben einem hohen
persönlichen Wert auch einen hohen wirtschaftli-
chen und gesellschaftspolitischen Nutzen. Sie ist
ein wesentlicher Faktor für die Befähigung zu ei-
nem selbstbestimmten Leben und ein zentraler
Baustein für die Inklusion in den Arbeitsmarkt und
eine präventive Sozialpolitik

l Ausbau aktiver Arbeitsmarktpolitik und Förde-
rung von lebenslangem Lernen, um der kürzeren
Halbwertszeit von berufsspezifischen Qualifika-
tionen in modernen Wissensgesellschaften entge-
genzuwirken

l Stärkung von Grundsicherungselementen in den
Transfersystemen, um atypische sowie prekäre
Beschäftigungsverhältnisse im Bereich der perso-
nennahen Dienstleistungen sozialrechtlich adäquat
abzusichern

l Eindämmung der Frühverrentung, um angesichts
der demografischen Entwicklungen die jüngeren
Kohorten zu entlasten, die Alterssicherung auf ei-
ne solide Finanzierungsgrundlage zu stellen und
Mittel für Zukunftsinvestitionen zu generieren.

Wie gut ist nun Österreichs Sozialstaat im Hinblick
auf sozialinvestive Ziele aufgestellt? Zunächst ist
festzuhalten, dass die generelle Leistungsbilanz des
österreichischen Sozialstaates im internationalen
Vergleich deutlich überdurchschnittlich ist und
Österreich die jüngste Krise – wie übrigens auch je-
ne der 1970er Jahre – vergleichsweise gut überstan-
den hat. Die Achillesferse des österreichischen Sozi-
alstaates ist aber seine unzureichende Zukunftsori-
entierung. Trotz Erfolgen bei der Frauenbeschäfti-
gung und vergleichsweise geringer Armut und Un-
gleichheit (vgl. Grafik 4) sind drei Aspekte proble-
matisch, nämlich die hohe Transferlastigkeit des 
Sozialstaates, die zu geringen Bildungsinvestitionen
und die Effektivität des Bildungssystems.
Die soziale Sicherung ist heute ausgesprochen trans-
ferlastig (Grafik 7). In keinem anderen OECD-Land
sind die Transferleistungen in Relation zum BIP hö-
her als in Österreich. Dementsprechend gering sind

Der soziale 
Investitionsstaat als 
Zukunftsmodell.
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daher die finanziellen Aufwendungen für Sach- und
Dienstleistungen sowie die Ausgaben für familien-
bezogene soziale Dienstleistungen. Von den hohen
Transferausgaben profitieren in besonderem Maße
die Älteren. Ca. 14 % des BIP werden für die Al-
terssicherung aufgewendet, ein Wert, der in der
OECD-Welt nur noch von Italien übertroffen wird.
Der OECD-Durchschnitt beträgt hingegen nur 
9,6 %. Dieser hohe Ressourcenaufwand schmälert
jedoch die Mittel, die für die Zukunftssicherung und
insbesondere für das Bildungssystem zur Verfügung
stehen. Tatsächlich liegen die heimischen Bildungs-
ausgaben unter dem internationalen Durchschnitt.
Folglich klafft eine beachtliche Lücke zwischen bei-
den Ausgabenbereichen (Grafik 8), die nur in Grie-
chenland und Italien größer ist. Ein wichtiger Grund
der hohen Ausgaben für die Alterssicherung ist das

niedrige faktische Pensionsalter bzw. die im interna-
tionalen Vergleich sehr geringe Erwerbsbeteiligung
der 55- bis 64-Jährigen. Angesichts der bevorste-
henden demografischen Verschiebungen besteht v. a.
im Bereich der Frühpensionen Handlungsbedarf, um
zu einer ausgewogeneren Balance zwischen Zu-
kunftsinvestitionen und kompensatorischer Sozial-
politik zu gelangen. 
Zur Zukunftssicherung des Sozialstaates gehören
neben der Umschichtung von Finanzmitteln auch
Strukturreformen im Bildungssystem, die zwei Ziel-
richtungen verfolgen müssen: zum einen die Erhö-
hung der sozialen Durchlässigkeit des Bildungs-
systems, zum anderen die Verbesserung seiner Ef-
fektivität im Hinblick auf die Vermittlung zentraler
Kompetenzen im Bereich Lesefähigkeit und Mathe-
matik. Diesbezüglich belegt Österreich sowohl bei

Grafik 7: Ausgabenstruktur von 22 OECD-Wohlfahrtsstaaten 1980 und 2009
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Kindern als auch bei Erwachsenen lediglich einen
Platz im Mittelfeld. 
Nachholbedarf besteht schließlich auch bei der so-
zialpolitische Begleitforschung. Die Sozialstaats-
forschung führt hierzulande ein eher stiefmütter-
liches Dasein und ist international wenig sichtbar.
Sie ist an den Universitäten kaum institutionell ver-
ankert und auch an außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen wie der ÖAW nicht etabliert. Die ho-
he sozialpolitische Expertise in den Kammern kann
unabhängige (Grundlagen-)Forschung nicht erset-
zen. Anders als in Ländern vergleichbarer Größe
existiert kein interdisziplinäres Forschungszentrum,
wo Ökonomen, Soziologen, Politikwissenschaftler,
Sozialrechtler und Bildungsforscher eine grundla-
gen- und anwendungsorientierte Forschung betrei-
ben. Angesichts des Umstands, dass fast 60 % der
Staatsausgaben, 30 % des BIP oder 88 Mrd. Euro
für Sozialpolitik ausgegeben werden, grenzt die
Ausdünnung der Sozialpolitikforschung beinahe an
Fahrlässigkeit. Auch das Sozialressort sowie die 
Sozialversicherungsträger könnten hier aktiver sein.
Das Sozialministerium feiert demnächst seinen 100.
Geburtstag. Dies wäre vielleicht ein Anlass, um
neue Impulse zu setzen.
Um auf meine Ausgangsfrage zurückzukommen:
Die jüngste Wirtschaftskrise markiert in der Tat den
Auftakt einer fünften und außerordentlich schwie-
rigen Phase wohlfahrtsstaatlicher Politik. Es bleibt
zu hoffen, dass sie bald in eine sechste Phase wohl-
fahrtsstaatlicher Entwicklung übergehen wird, die

im Zeichen des sozialen Investitionsstaates stehen
muss.

Grafik 8: Ausgaben für Bildung und Alterssicherung in % des BIP (ca. 2010)
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Anmerkungen: Öffentliche und private (Pflichtleistungen) Ausgaben für Alterssicherung (einschließlich Hinterbliebene) im Jahr
2009 (Schweiz 2005). Öffentliche und private Bildungsausgaben in Prozent des BIP im Jahr 2010 (Deutschland 2005). Die
horizontalen Linien zeigen den OECD-Durchschnitt. 

Quelle: SOCX, OECD Education at a Glance 2013: OECD Indicators, Table B2.1 
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